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FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2011 Ausgegeben und versendet am 23. Feber 2011 9. Stück 

15.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 10. Feber 2011, mit der die Verordnung über die 
Mindeststandards zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts und des Wohnbedarfs (Burgenländische 
Mindeststandardverordnung - Bgld. MSV) geändert wird 

16.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung mit der die Richtsätze, die Bekleidungsbeihilfe und die 
Höhe des Taschengeldes nach dem Burgenländischen Sozialhilfegesetz 2000 festgesetzt werden (Burgen-
ländische Richtsatzverordnung - Bgld. RSV) 

17.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 1. Feber 2011, mit der die Planzeichenverordnung 
für Digitale Flächenwidmungspläne 2008 geändert wird 

 

15. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 10. Feber 2011, mit der die 
Verordnung über die Mindeststandards zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts und 
des Wohnbedarfs (Burgenländische Mindeststandardverordnung - Bgld. MSV) geändert wird 

Gemäß § 9 Abs. 6 des Burgenländischen Mindestsicherungsgesetzes - Bgld. MSG, LGBl. Nr. 76/2010, wird 
verordnet: 

Die Verordnung der Burgenländischen Landesregierung über die Mindeststandards zur Deckung des not-
wendigen Lebensunterhalts und des Wohnbedarfs (Burgenländische Mindeststandardverordnung - Bgld. MSV), 
LGBl. Nr. 80/2010, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

„§ 1 

(1) Der monatliche Mindeststandard für Leistungen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung beträgt 
 1. für Alleinstehende, Alleinerzieherinnen oder Alleinerzieher, die nur mit ihnen gegenüber unterhaltsbe-

rechtigten minderjährigen oder volljährigen Kindern im gemeinsamen Haushalt leben: 
pro Person ………………………………………………………………………...…………..... 753 Euro; 

 2. für Ehegattinnen oder Ehegatten, eingetragene Partnerinnen oder Partner, Lebensgefährtinnen oder Le-
bensgefährten oder volljährige Personen, die mit anderen Volljährigen im gemeinsamen Haushalt leben: 

 a) pro Person …………………………………………………………………..……………….. 565 Euro; 
 b) ab der dritten leistungsberechtigten volljährigen Person, wenn diese einer anderen Person im gemein-

samen Haushalt gegenüber unterhaltsberechtigt ist ……………….………………………… 377 Euro; 
 3. für volljährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und die mit zumindest einer 

oder einem Volljährigen oder einer Person, der gegenüber sie unterhaltsberechtigt sind, im gemeinsa-
men Haushalt leben: 
pro Person ………………………………………………………….……………………….….. 226 Euro; 

 4. für minderjährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und die mit zumindest 
einer oder einem Volljährigen oder einer Person, der gegenüber sie unterhaltsberechtigt sind, im ge-
meinsamen Haushalt leben: 
pro Person …………………………………………………………………………………….... 145 Euro. 

(2) Die Mindeststandards nach Abs. 1 Z 1 bis 3 beinhalten einen Grundbetrag zur Deckung des Wohnbe-
darfs im Ausmaß von 25 %.“ 

2. Der Text des bisherigen § 4 erhält die Bezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Die Änderung des § 1 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 15/2011, tritt mit 1. Jänner 2011 in 
Kraft.“ 

Für die Landesregierung: 
Dr. Rezar



Landesgesetzblatt Nr. 16/2011 

 

42

 

16. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung mit der die Richtsätze, die Bekleidungs-
beihilfe und die Höhe des Taschengeldes nach dem Burgenländischen Sozialhilfegesetz 2000 fest-
gesetzt werden (Burgenländische Richtsatzverordnung - Bgld. RSV) 

Aufgrund des § 8 Abs. 1 und 2 sowie des § 11 Abs. 2 Burgenländisches Sozialhilfegesetz 2000, LGBl. 
Nr. 5, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2010, wird verordnet: 

§ 1 

(1) Der monatliche Richtsatz für Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beträgt 
 1. für Alleinstehende, Alleinerzieherinnen oder Alleinerzieher, die nur mit ihnen gegenüber unterhaltsbe-

rechtigten minderjährigen oder volljährigen Kindern im gemeinsamen Haushalt leben: 
pro Person ……………………………………………………………………………….………753 Euro; 

 2. für Ehegattinnen oder Ehegatten, eingetragene Partnerinnen oder Partner, Lebensgefährtinnen oder Le-
bensgefährten oder volljährige Personen, die mit anderen Volljährigen im gemeinsamen Haushalt leben: 

 a) pro Person …………………………………………….………………………………………565 Euro; 
 b) ab der dritten leistungsberechtigten volljährigen Person, wenn diese einer anderen Person im gemein-

samen Haushalt gegenüber unterhaltsberechtigt ist …………………………………………..377 Euro; 
 3. für volljährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und die mit zumindest einer 

oder einem Volljährigen oder einer Person, der gegenüber sie unterhaltsberechtigt sind, im gemeinsa-
men Haushalt leben: 
pro Person………………………………………………………………………………………..226 Euro; 

 4. für minderjährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht und die mit zumindest 
einer oder einem Volljährigen oder einer Person, der gegenüber sie unterhaltsberechtigt sind, im ge-
meinsamen Haushalt leben: 
pro Person………………………………………………………………………….…………….145 Euro. 

(2) Die Mindeststandards nach Z 1 bis 3 enthalten einen Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfs im 
Ausmaß von 25 %. Kann der Wohnbedarf mit diesem Grundbetrag nicht gedeckt werden, können zusätzliche 
Geldleistungen vom Land als Träger von Privatrechten dafür gewährt werden. Besteht kein oder ein geringerer 
Wohnbedarf oder ist dieser anderweitig gedeckt, so sind die jeweiligen Mindeststandards, die einen Grundbetrag 
zur Deckung des Wohnbedarfs enthalten, um diesen Anteil höchstens jedoch um 25 % zu kürzen. 

§ 2 

Bei stationärer Unterbringung in Heimen und Anstalten ist der oder dem Hilfesuchenden in den Monaten 
Juni und Dezember eine Bekleidungsbeihilfe bis zur Höhe von 327,40 Euro inkl. MWSt. zu gewähren, sofern die 
Anschaffung von Kleidungsstücken nicht durch das Vermögen oder Einkommen der Hilfeempfängerin oder des 
Hilfeempfängers sichergestellt ist. 

§ 3 

Personen, die in Heimen und Anstalten untergebracht sind, sowie den im Sinne des § 19 Z 8 Burgenländi-
schen Sozialhilfegesetz 2000 untergebrachten volljährigen Hilfesuchenden ist im Sinne des § 11 Abs. 2 sowie 
des § 25 Abs. 4 und 5 Burgenländisches Sozialhilfegesetz 2000 ein Taschengeld zu gewähren. Dieses beträgt 
monatlich 72,40 Euro und ist in den Monaten Juni und Dezember im doppelten Ausmaß auszuzahlen. 

§ 4 

Ein auf Grund der Bestimmungen des § 1 nicht gedeckter individueller, notwendiger Sonderbedarf kann bei 
Vorliegen entsprechender Nachweise über die tatsächliche Notwendigkeit durch zusätzliche Geld- oder Sachleis-
tungen befriedigt werden. 

§ 5 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung der Burgenländischen Landesregierung, mit 
der die Richtsätze, die Bekleidungsbeihilfe, der Heizkostenzuschuss, die Wohnkosten und die Höhe des Ta-
schengeldes nach dem Burgenländischen Sozialhilfegesetz 2000 festgesetzt werden, LGBl. Nr. 1/2006, in der 
Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 4/2010, außer Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Dr. Rezar 
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17. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 1. Feber 2011, mit der die Plan-
zeichenverordnung für Digitale Flächenwidmungspläne 2008 geändert wird 

Auf Grund des § 12 Abs. 4 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBl. Nr. 18/1969, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 1/2010, wird verordnet: 

Die Planzeichenverordnung für Digitale Flächenwidmungspläne 2008, LGBl. Nr. 33/2009, wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Hinsichtlich des In-Kraft-Tretens der Verordnung LGBl. Nr. 17/2011 wird Folgendes festgelegt: 
 1.  Die Verordnung tritt mit dem der Verlautbarung folgenden Tag in Kraft. 
 2.  Die in § 1 Abs. 4 genannte Anlage bildet einen wesentlichen Bestandteil dieser und wird gemäß § 6 des 

Bgld. Verlautbarungsgesetzes 1990 verlautbart. Sie ist während der Dauer der Wirksamkeit der Verord-
nung bei allen Bezirkshauptmannschaften und Magistraten des Landes Burgenland sowie bei der für die 
Vollziehung des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes zuständigen Dienststelle des Amtes der Bur-
genländischen Landesregierung während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Unabhän-
gig von dieser Kundmachung ist die Anlage auch im Internet unter http://e-government.bgld.gv.at/landes-
recht abrufbar.“ 

2. Die Anlage der Planzeichenverordnung für Digitale Flächenwidmungspläne 2008, LGBl. Nr. 33/2009, wird 
durch die Anlage der vorliegenden Verordnung ersetzt. 

Für die Landesregierung: 
Nießl 

 

 

http://e-govern%1Fment.bgld.gv.at/landes%1Frecht
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